- An welches zuständige Gericht der ersten Instanz soll sich diese Frau wenden?

Diese Frau soll sich zuerst an das Verwaltungsgericht wenden, denn es handelt sich um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit in der Hierarchie Bürger gegen Staat.

- In welcher Stadt, warum?

Da der Wohnsitz dieser Frau Hamburg ist, soll sie sich an das Verwaltungsgericht (von) Hamburg wenden.


- Welchem Weg könnte ihre Klage durch die Instanzen folgen? 
Wenn die Frau mit dem Urteil des Verwaltungsgerichts Hamburg nicht einverstanden ist und neue Fakten vorbringen kann, kann sie gegen das Urteil (eine) Berufung einlegen/einreichen und sich an das Oberverwaltungsgericht wenden. 
Wenn sie nach dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts denkt, dass das Recht nicht richtig angewendet wurde, wird das Bundesverwaltungsgericht im Rahmen einer Revision den Fall übernehmen. Wenn die Frau nach diesem Verfahren immer noch findet, dass Ihre Grundrechte verletzt worden sind, hat sie immer noch die Möglichkeit, das Bundesverfassungsgericht anzurufen, weil die den Rechtsweg ausgeschöpft hat.

Ein Grundrecht verletzen
Gegen ein Grundrecht verstoßen

2. Fassen Sie die Argumente zusammen, die Sie in der Diskussion vorbringen könnten, um die Klägerin zu verteidigen:

·  Die Überwachungskamera erfasst in ihrem Schwenkbereich das Wohnhaus der Klägerin
·   Ihr Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung ist verletzt, weil die Kamera sie in ihrer Wohnung filmt
·  Die Kamera ist nicht effizient, um gegen die Kriminalität zu kämpfen
·  Es wäre besser, wenn es Polizisten gäbe, um die Straße zu überwachen
·  Die Videokameras sind teuer:  620.000 Euro
„Die Reeperbahn wurde seit März 2006 durch 12 Videokameras offen polizeilich überwacht. Die verwendeten Kameras können um 360° geschwenkt und variabel geneigt werden, verfügen über eine Zoomfunktion und wurden in der Polizeieinsatzzentrale (PEZ) der Beklagten gesteuert. Dort wurden die Bilder auf eine Monitorwand übertragen, die aus 12 Bildschirmen für die einzelnen Kamerastandorte und einem größeren, mittig angeordneten Bildschirm bestand, auf dem jeweils ein Kamerabild als Großbild aufgeschaltet werden konnte. Die Videobilder wurden durch Mitarbeiter der PEZ täglich 24 Stunden lang überwacht. Zum Schutz der während des Schwenkens erfassten Privatbereiche wurde eine sog. „Schwarzschaltung“ etabliert.“ BVerwG 6 C 9.11 - Urteil vom 25. Januar 2012

„Nach dem über die Datenverarbeitung der Polizei Landesgesetz darf die Polizei unter anderem öffentlich zugängliche Orte mittels Bildübertragung und -aufzeichnung offen beobachten, soweit an diesen Orten wiederholt Straftaten begangen worden sind und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort auch künftig mit der Begehung von Straftaten zu rechnen ist.  Die Bildaufzeichnungen sind spätestens nach einem Monat zu löschen, es sei denn, sie werden zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten benötigt oder Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass eine aufgenommene Person künftig Straftaten begehen wird, und die Aufbewahrung zur (...) Bekämpfung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung erforderlich ist.“ Aus der Pressemitteilung BVerwG 6 C 9.11 - Urteil vom 25. Januar 2012

„Thomas Borzutzki, Videoexperte der Hamburger Polizei, sagte dagegen: "Natürlich kann man die Reeperbahn mit Personal zupflastern - allein: wir haben die Leute nicht. Dazu ist ja die Technik da." (…)“ Aus Spiegelonline Grundsatzurteil: Videoüberwachung auf der Reeperbahn ist legal, 25. Januar 2012.


2. Fassen Sie die Argumente zusammen, die Sie in der Diskussion vorbringen könnten, um die Position des Staates zu rechtfertigen.

· [bookmark: _Toc214858211][bookmark: _Toc309395243]Zum Schutz der während des Schwenkens erfassten Privatbereiche wurde eine sogennante „Schwarzschaltung“ etabliert 
· Die Bilder werden nach einem Monat gelöscht. Die Polizei behält die Bilder, wenn sie Ordnungswidrigkeiten (Straftaten) zeigen. Dann kann die Polizei die Bilder benutzen, um die Verdächtigen strafrechtlich zu verfolgen.
·  Die Technik ersetzt das Personal. Die Polizei hat nicht genug Leute, um die Straßen zu überwachen.
Der Verdächtige (n)

2. Übersetzung:


1. Ist das Ziel der Videoüberwachung die Gefahrenabwehr oder die Bekämpfung der Kriminalität (der Kampf gegen die Kriminalität)? Sollen die Videokameras erlauben, Beweise zu sichern, um die Straftäter dann strafrechtlich zu verfolgen? In Hamburg, einem Brennpunkt/ einer Hochburg der Straßenkriminalität muss die Videoüberwachung einen Abschreckungseffekt haben, auch wenn es zur Folge hat, dass die Grundrechte der Bürger manchmal verletzt werden können.

2. In Hamburg hat eine Anwohnerin, die es nicht mehr ertrug, sich beobachtet zu fühlen, jedes mal wenn sie aus ihrem Haus ging/geht, geklagt/ Anklage erhoben/ Beschwerde eingelegt/eingereicht. Sie behauptete auch, dass ihre Wohnung von Überwachungskameras gefilmt war/wurde, was gegen ihr Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung verstößt/ Ihr Grundrecht auf... verletzte.

[bookmark: _GoBack]3. Nach einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts darf die Reeperbahn von Kameras überwacht werden. Die Überwachung der öffentlichen Orte ist zulässig/erlaubt, auch wenn die Bürger sich in ihren Rechten eingeschränkt/verletzt fühlen 

sein      er ist       er war       er wäre
haben   er hat     er hatte      er hätte
können er kann  er konnte   er könnte
Müssen er muss  er musste   er müsste
Werden er wird   er wurde    er würde

Stehen er steht er stand  er stünde   
Geben er gibt er gab  er gäbe


Wenn ich Zeit hätte, würde ich mit dir spielen
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